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Änderungsantrag 21.01.2021 
HHA 

Fraktion der SPD 

zu dem Gesetzentwurf der Landesregierung für ein Gesetz über 
die Feststellung des Haushaltsplans des Landes Hessen für das 
Haushaltsjahr 2021 (Haushaltsgesetz 2021) in der Fassung der 
Beschlussempfehlung und des Berichts des Haushaltsausschusses   

Drucksache 20/4214 zu Drucksache 20/3978 

         
 Inhalt des Antrags: 10 zusätzliche Stellen für Rechtspflegerinnen und Rechtspfleger 
 
Einzelplan  05 Hessisches Ministerium der Justiz  
 
D e r  L a n d t a g  w o l l e  b e s c h l i e ß e n :  
 
Zu Kapitel  05 09 Verwaltungsgerichtsbarkeit 
Buchungskreis: 2460 

 
Produktnummer lt. Leistungsplan 1 
  
Bezeichnung lt. Leistungsplan Bereitstellung Rechtsprechungspotenzial Verwaltungsgerichtsbarkeit 

 
 

  Veränderung 
  von um auf 
Leistungsplan:    
  Beträge in 1.000 EUR 
 Gesamtkosten 34.512,7 +522,0 35.034,7 

 Eigene Erlöse 607,5        607,5 

 Produktabgeltung 33.905,2 +522,0 34.427,2 

 

Der Wirtschaftsplan und der kamerale Haushalt sind entsprechend anzupassen. 
 

Begründung des Änderungsantrags: 
Auch in der Fachgerichtsbarkeit besteht nach hiesiger Erkenntnislage eine Belastung von über 100 Prozent (110,75 

Prozent). Daher wurde auch der Bedarf in diesem Bereich auf Pebb§y 100 berechnet. Es bedarf hier einer 

Stellenanmeldung von insgesamt 102 Stellen und damit 10 Stellen mehr, um dieses Ziel zu erreichen. Hier ist dem 

Rechtspflegerverband kein zusätzlicher Mehrbedarf konkret bekannt geworden. Jedoch ist zu beachten, dass auch hier 

die elektronische Akte eingeführt und der gehobene Dienst traditionell in der Einführung neuer Systeme stark eingebunden 

wird. Daher sollte auch hier eine leichte Aufwertung vorgenommen werden. 

 

Die Mittel in Höhe von 522.000 Euro wurden für den Zeitraum Juli bis Dezember 2021 angesetzt. 
 

 

Wiesbaden, 20. Januar 2021 

 

Für die Fraktion 

der SPD 

Die Fraktionsvorsitzende: 

 

 

 

 

Nancy Faeser 
 

  

  
 

 

 

  Drucksache 20/4490 
(zu Drucksache 16/6172. Lesung      

 


